
464 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates VIII.GP: 

6. 6. 1958. 

Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom 1958 
zur Durchführung der Artikel 38 bis 43 des 
Vertrages zwischen der Republik Österreich 
und der Bundesrepublik Deutschland zur 
Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen 

(Vermögensvertragsdurchführungsgesetz). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

§ 1. (1) Binnen drei Monaten nach Inkraft­
treten des Vermögensvertrages BGBl. Nr. / 
1958 sind der Prüfstdie (§ 3 des Wertpapier­
bereinigungsgesetzes, BGBl. Nr.188!1954) die be­
reinigten Wertpapiere, die durch oder für 
deutsche Personen (§ 2 des 1. Staatsvertrags­
durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 165/1956) an­
gemeldet wurden, sowie auf deutsche Personen 
im Bereinigungs- 'oder Nachzüglerverfahren ent­
fallende Erlöse unter Angabe, ob sie ohne Rück­
sicht auf die übertragung durch den Staatsvertrag, 
BGBl. Nr. 152/1955, Eigentum, einer deutschen 
physischen oder jUl'listischen Person wären, durch 
die verwahrende österreichisch,e Kreditunter­
nehmung schriftlich bekanntzugeben; Name, An­
schrift, Bevollmächtigte der Person, durch oder 
für' die angemeldet wurde, sind anzugeben. 

(2) B,estehen bei der Kreditunternehmung 
Zweifel, ob die Anmeldung, auf Grund deren 
die Wertpapiere bereinigt wurden, durch oder 
für eine deutsche Person vorgenommen wurde, 
so sind die hereinigten Wertpapiere und ihre 
Erlöse unter Angaobe der hiefür maßgebenden 
Umstände der Prüfstelle hekanntzugehen. 

(3) Im Zweifelsfall hat die Prüfst elle auf Grund 
oer Bekanntgabe gemäß Abs. 1 und 2 darüber 
zu entscheiden, ob durch oder für eine deutsche 
physische oder juristische Person angemeldet 
wurde. Ein solcher Zweifelsfall liegt nicht vor, 
wenn der Prüfstelle im Wege der verwahrenden 
österreichischen Kreditunternehmung die deutsche 
Staatsangehörigkeit einer physischen Person ge­
mäß § 7 Abs. 2 glaubhaft g,emacht wurde. 

(4) Der Bescheid 1st der Person, durch oder für 
die angemeldet wurde, zuzustellen; wenn fest~ 
gestellt wird,' daß durch oder für eine deutsche 
juristische Person angemeldet wurde, ist der Be­
scheid auch dem Bundesministerium für Finanzen 
zu~ustell~n. pie Bestimmungen des § 16 Ahs. 3 

und § 20 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
sind sinngemäß anzuwenden. 

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 obis 4 sind 
nicht anzuwenden 

a) auf Wertpapiere, die nach dem Inkraft­
treten des Vermögensvertrages bereinigt 
wurden oder werden, 

b) auf bereinigte rückgeführte Stücke (§ 5), 
c) wenn die Anmeldung durch oder für 

deutsche Personen, ohne Rücksicht auf die 
übertragung durch den Staatsvertrag, 
BGBl. Nr. 152/1955, nicht anerkannt 
wurde. 

§ 2. (1) In der Anmeldung von Wertpapieren, 
die nach dem 31. Juli 1956 gemäß § 1 des Wert­
papierbereinigungsgesetzes zur Bereinigung auf­
gerufen wurden oder werden, ist auch dann, 
wenn nach den Bestimmungen des Wertpapier­
bereinigungsgesetzes ' an SteHe des Namens und 
der Anschrift des Eigentümers die Depotnummer 
anzugeben ist, der Wohnsitz (Sitz) des Eigen­
tümers sowie seine Staatsangehörigkeit am 8. Mai 
1945 und am 27. Juli 1955 anzugeben. 

(2) Sind inländische Kreditunternehmungen 
zur Anmeldung verpflichtet (§ 5 Abs. 2 und 3 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes), so haben sie 
Wertpapiere, die nach den ihnen bekannten Um-' 
ständen auf Grund des Staatsvertrages in das 
Eigentum der Republik österreich übergegangen 
sind, lediglich mit dem Hinweis auf den Namen 
und den Wohnsitz (Sitz) des vermutlichen ehe­
maligen deutschen Eigentümers (§ 2 des 1. Staats­
vertragsdurchführungsgesetzes) anzumelden. Be­
stehen Zweifel üher die Staatsangehörigkeit, so ist 
darauf in der Anmeldung unter Bekanntgabe 
der Umstände hinzuweisen. ' 

(3) Die Anmeldestellen haben der Prüfstelle 
Anmeldungen gemäß Abs. 2 sowie jene Anmel­
dungen vorzulegen, die durch deutsche physische 
oder juristische Personen (§ 2 des 1. Staatsver­
tragsdurchführungsgesetzes) vorgenommen wur­
den. Zweifelt die Anmeldestelle, ob diese Voraus­
setzungen vorliegen, so hat sie darauf unter 
Bekanntgabe der Umstände hei Vorlage der An­
meldungen hinzuweisen. 

(4) Wertpapiere, die auf Grund des Staats­
vertrages in das Eigentum der Republik öster­
reich ilbergegangen sind, können auch dllrch die 
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Finanzprokuratur angemeldet werden. Dem steht 
eine öffentliche Verwaltung der Wertpapiere nicht 
entgegen. 

§ 3. (1) Die Prüfstelle hat über die Anmeldun­
gen von Wertpapieren im Bereinigungs- und 
Nachzüglerverfahren durch oder für deutsche 
physische Personen ohne Rücksicht auf die 
übertragung durch den Staatsvertrag' zu ent­
scheiden; im Bescheid ist festzustellen, ob die 
Person, durch oder für die angemeldet wurde, 
eine deutsche physische Person ist. Daß die 
physische Person eine deutsche ist, wird ver­
mutet, wenn der Prüfstelle· im Wege der An­
meldestelle die deutsche Staatsangehörigkeit der 
physischen Person gemäß § 7 Abs. 2 glaubhaft 
gemacht wurde. 

(2) Wird durch oder für eine deutsche juristi­
sche Person angemeldet, so hat die Prüfstelle 
die Wertpapiere-zu Gunsten der Rep~bük öster­
reich zu bereinigen. 

(3) Bescheide gemäß Abs. 1 und 2 sind dem 
Anmelder, der Person für die angemeldet wurde 
und, wenn festgestellt wird, daß durch oder für 
eine deutsche juristische Person angemeldet 
wurde, auch dem Bundesministerium für Finan­
zen zuzustellen. Die Bestimmungen des § .16 
Abs. 3 und § 20 des Wertpapierbereinigungs­
gesetzes sind arizuwenden. 

§ 4. (1) Die vor dem 8. Mai 1945 in öster: 
reich ausgegebenen Pfandbriefe und Kommunal­
schUldverschreibungen, die ohne. Rücksicht auf 
die übertragung durch den Staatsvertrag im 
Eigentum deutscher physischer Personen stünden, 
sind von die-sen binnen 18 Monaten nach Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes bei der Prüfstelle 
anzumelden~ Auf die Anmeldung ist § 2 Abs. 1 
sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die Anmeldung von Verluststücken ohne 
Nummernangabe (§ 4 Abs. 1 Z. 6 des Wertpapier­
bereinigungsgesetzes) und Girosammelstücken 
(§ 4 .Nbs; 1 Z. 7 des Wertpapierbereinigungs­
gesetzes) ist unzulässig. 

(3) Die Prüfstelle entscheidet über die Anmel­
dungen unter sinngemäßer Anwendung der Be­
stimmungen des § 4, § 5 Abs. 1, 6 und 7, § 6, 
§ 9 Abs. 1, § 11, § 13 Abs. 2, § 16 Abs. 3, 
§ 19 Abs. 1 erster Satz, §§ 20, 22, 23, 26, 27, 
29 bis 31 des Wertpapierbereinigungsgesetzes, 
soweit sich ·diese Bestimmungen nicht auf Stücke 
der 6. und 7. Gruppe beziehen. Der Bescheid ist 
dem Anmelder, der Person, für die angemeldet 
wurde. und, wenn - festgestellt wird, daß durch 
oder' für eine deutsche juristische Personange­
meldet wurde, auch dem BlindesministeriUm für 
-Finanzen' zuzustellen. -

(4) Der Prüfstelle steht die den Anmeldestellen 
gemäß § 28 des We.rtpapierbereinigungsgesetzes 
zustehende Vergütung nach den Bestimmungen 
für Teilschuldverschreibungen zu. - -

(5) Die Oesterreichische Nationalbank hat 
binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes der PriifsteUe die Nummern der 
Pfandbriefe und Kommunalschuldverschreibun­
gen, ,die zwischen dem 31. März 1945 und 
31. Juli 1953 aus dem Ausland nach österreich 
rückgeführt und der Oesterreichischen National­
bank in Verwahrung gegeben worden sind, 
schriftlich bekanntzugeben. 

(6) Verluststiicke mit Nummernangabe (§ 4 
Abs. 1 Z. 5 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) 
bedürfen überdies der Kraftloserklärung im ge­
richtlichen Verfahren, soweit es s,ich nicht um 
Stücke gemäß Abs. 5 handelt. 

§ 5. (1) Die -aus dem Auslande nach öster­
reich rückgeführten, der Oesterreichischen Natio­
nalbank in Verwahrung gegebenen, von dieser 
angemeldeten und bereinigten Wertpapiere (§ 4 
Abs. 1 Z. 2 des Wertpapierbereinigungsgesetzes), 
die ohne' Rücksicht auf die übertragung durch 
den Staatsvertrag im Eigentum deutscher physi­
scher Personen stünden, . können von diesen 
binnen einem Jahr nach Inkraftreten dieses 
Bundesgesetzes bei der Oesterreichischen N atio­
nalbank .angemeldet werden. Auf die Anmel­
dung sind die Bestimmungen des§ 2 Abs. 1 
sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die Oesterreichische Nationalbank hat die 
Anmeldungen der Prüfstellevorzulegen und 
hiebei anzugeben, ob die angemeldeten Stücke 
als rückgeführt bereinigt sind. 

(3) Die Priifstelle entscheidet dariiber, ob eine 
deutsche physische Person angemeldet hat und 
ob die angemeldeten bereinigten Wertpapiere 
ohne Rücksicht auf die übertragung durch den 
Staatsvertrag im Eigentum der deutschen physi-
schen Person stünden. -

(4) Der Bescheid ist dem Anmelder und, wenn 
festgestellt wird, daß durch oder für eine 
deutsche juristische Person angemeldet wurde, 
auch 4em Bundesminsterium für Finanzen zuzu­
stellen. Die Bestimmungen des § 16 Abs. 3 und 
§ 20 des Wertpapierbereinigungsgesetzes sind 
sinngemäß anzuwenden. 

§ 6. (1) Nicht erloschene Wertpapiere, die dem 
österreichischen Auslandsritelbereinigungsgesetz, 
BGBl. Nr. 22/1954, unterliegen und die ohne 
Rückskilt auf die übertragung durch den Staats­
vertrag im Eigentum deutscher physischer Per­
sonen stünden, können von diesen hinnen 
18 Monaten nach Inkrafttreten dieses LBundes­
gesetzes bei der Oesterreichischen Nationalbank 
angemeldet werden; soweit diese Stücke nicht 
von . dieser verwahrt werden, sind sie bei der 
Anm~ldung vorzulegen~ _ .. _ 

(2) Die BeStimmungen . des § 2 Abs-. 1 unp 
§ 5 Abs. 3 bis 4 sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 7. (1) Nach Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
sind die §§ 45 und 46 des 1.Staatsvertragsdurch-
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führungsgesetzes, BGBl. Nr. 165/1956, nicht auf 
Wertpapiere anzuwenden, die durch oder für 
deutsche physische Personen,. falls sie ihre 
deutsche Staatsangehörigkeit durch eine von 
eine'r Behörde der' Bundesrepu'blik Deutschland 
oder des Landes Berlinauszustellende öffentliche 
Urkunde glaubhaft machen, oder durch oder für 
eine deutsche juristische Person, die den Sitz am 
27. Juli 1955 in der Bundesrepublik Deutschland 
oder im Lande Berlin hatte, angemeldet wurden 
oder werden. 

(2) .Bei .Anmeldungen gemäß §§ 1, 2, 4, 5, 6 
und 9 durch oder für deutsche physische Per­
sonen ist deren deutsche Staatsangehörigkeit 
(Art. 3 des Vermögensvertrages) durch Vorlage 
einer von einer Behöl1de der Bundes,republik 
Deutschland oder des Landes Berlin auszustellen­
den Urkunde glaubhaft zu machen. 

§ 8. (1) Soweit auf Grund einer Anmeldung 
einer in § 7 Abs. 1 bezeichneten juristischen 
Person Wertpapiere bereinigt wurden, hat die 
Republik österreich die mit diesen Anmeldun­
gen verbundenen Beiträge (§ 28 Abs. 2 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes) im Wege der 
Anmeldestellen zu vergüten. Die Vergütung ist 
spätestens hinnen sechs Monaten nach Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes bei der Anmelde­
stelle schriftlich zu verlangen. 

(2) Die Beiträge, die auf Wertpapiere entfallen, 
die auf deutsche physische Personen nach den Be·­
stimmungen des Vermögensvertrages nicht über­
tragen werden, hat die Republik österreich im 
Wege der Anmeldestellen zu vergüten. Die Ver­
gütung ist, 

wenn die übertragung der Wertpapiere be­
gehrt wurde, spätestens binnen sechs 
Monaten nach Empfang der Ablehnung 
dieses Begehrens, 

wenn ein solches Begehren nicht gestellt 
wurde, spätestens binnen sechs Monaten 
nach Ende der Frist für die Stellung dieses 
Begehrens . 

zu verlangen. 

(3) Wird auf Grund eines rechtzeitigen Ver­
langens nicht binnen sechs Monaten der Beitrag 
vergütet, so hat auf schriftliches Verlangen des 
Antragstellers die Prüfstelle über den Anspruch 
gemäß Abs. 1 oder 2 zu entscheiden. Der Be­
scheid ist dem Antragsteller und der Finanz­
prokuratur zuzustellen. § 16 Abs. 3 und § 20 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes sind sinn­
gemäß ,anzuwenden. 

§ 9. Deutsche physische Personen, denen Wert­
papiere, die im Zeitpunkt der Verstaatlichung 
gemäß dem V erstaa tlichungsgesetz, BGBl. 
Nr. 168/1946, und dem 2. Verstaatlichungsgesetz, 
BGBl. Nr. 81/1947, über verstaatlichte Anteils­
rechte ausgestellt gewesen sind, gemäß Art. 43 
des Vermögensvertrages, ühertragen woroen 
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sind; haben Ansprüche auf die gesetzlich ge­
regelte Entschädigung, soweit nicht die Bestim­
mungen des Art. 1 Abs. 2 lit. d des Vermögens­
vertrages entgegenstehen; auf diese Entschädi­
gungsansprüche sind § 2 Abs. 1 und § 9 des 
Ersten V erstaa tlich ungs~Entschädigungsgesetzes, 
BGBl. Nr. 189/1954, nicht ·anzuwenden. 

§ 10. Das Bundesminsterium für Finanzen 
kann gemäß § 3 des Wertpapier be reinigungs­
gesetzes die Durchführung der nach dem vor­
liegenden Bundesgesetz der Prüfstelle obliegen­
den Aufgahen der österreichischen Kontrollbank 
Aktiengesellschaft übertragen. 

§ 11. (1) über Wertpapiere, über die gemäß 
§§ 1, 3, 4, 5, 6 und 9 entschieden wurde, kann 
erst nach Maßgabe der nachstehenden Bestim­
mungen verfügt 'Yerden. 

(2) Voraussetzung. für die übertragung von 
solchen Wertpapieren gemäß Art. 1 des Ver­
trages zwischen der Republik österreich und 
der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung 
vermögensrechtlimer Beziehungen ist, 

a) daß ein Wertpapier bereinigt oder seine 
Anmeldung im Nachzüglerverfahren an­
erkannt ist und, wenn es sich um ein in 
§ 1 .Abs. 1 und § 5 Ahs. 1 bezeichnetes 
Wertpapier handelt, auch seine Anmeldung 
im Verfahren gemäß §§ 1 und 5 anerkannt 
worden ist oder 

b) die Anmeldung eines Wertpapieres gemäß 
§ 4 Abs.l anerkannt und das Wertpapier, 
wenn es sich um ein solches gemäß § 4 
Abs. 6 handelt, rechtskräftig kraftlos er­
klärt worden ist oder 

c) die Anmeldung eines Wertpapieres im Ver­
fahren gemäß § 6 anerkannt worden ist 
oder 

d) eine Anmeldung gemäß § 9 anerkannt 
worden ist. 

(3) Die Frist des Art. 18 Ahs. 1 des Vertrages 
zwischen der Republik österreich und der Bun­
desrepublik Deutschland zur Regelung ver­
mögensrechtlicher Beziehungen beginnt, wenn 
die Voraussetzung des Abs. 2 nach Inkrafttreten 
dieses Vertrages eintritt, erst mit dem Eintritt 
dieser Voraussetzung. Für die in §§ 4 bis 6 be­
zeichneten Wertpapiere beginnt die Frist des 
Art. 18 Abs. 1, falls der Anmelder die Ent­
scheidung des Gerichtes nicht beantragt hat, sechs 
Wochen nach Zustellung des Bescheides der 
PrüfsteUe, andernfalls mit der Zustellung der ge­
richtlichen Entscheidung. 

(4) Die in Abs. 2 bezeichneten Wertpapiere, 
die zu Gunsten einer deutschen physischen Per­
son bereinigt worden sind oder deren Anmel­
dung nach§§ 1 und 4 bis 6 anerkannt worden 
ist, sind erst nach Ablauf der in Abs. 3 bezeich­
neten Frist von den verwahrenden inländischen 
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Kreditunternehmungen auf Verlangen des Bun-I (5) Die Bestimmungen des Abs. 4 gelten sinn­
desministeriums für Finanzen an dieses abzu- gemäß für sonstige Inländer, die Wertpapiere 
liefern, wenn innerhalb der in Abs. 3 bezeich- verwahren, die auf Grund des Staatsvertrages in 
neten Frist kein Begehren gemäß Art. 18 des das Eigentum der Republik österreich über~ 
Vertrages zwischen der Republik österreich und gegangen sind. 
der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung 
vermögensrechtlicher ,Beziehungen gestellt oder 
dieses Begehren ,abgelehnt worden ist. Wert­
papiere, die zu Gunsten einer deutsch·en juristi­
schen Person bereinigt worden sind oder hin­
sichtlich welcher eine Anmeldurug einer deutschen 
physischen Person gemäß §§ 1, 4 his 6 nicht an­
erkannt worden ist, sind, falls die Entscheidung 
des Gerichtes nicht beantragt wurde, sechs 
Wochen nach Zustellung des Bescheides der 
Prüfstelle, andernfalls nach Zustellung der ge­
richtlichen Entscheidung auf Verlangen des 
Bundesministeriums für Finanzen an dieses ab­
zuliefern. 

§ 12. Voll zug s k 1 a u se 1. 

Mit der Vollziehung diese Bundesgesetzes sind 
betraut: 

a) sofern § 20 Abs. J zweiter Satz des Wert­
papierbereinigungsgesetzes anzuwenden ist, 
das Bundesministerium für Justiz im Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium . 
für Finanze!1; 

b) sofern § 11 Abs. 4, der übrige § 20, die 
§§ 26, 27 Abs. 2 und § 31 anzuwenden 
sind, das Bundesministerium für Justiz; 

c) hinsichtlich der übrigen Bestimmungen 
das Bundesministerium für Finanzen. 
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Erläuternde Bemerkungen. 

Art. 44 des Vermögensvertrages sieht vor, 
daß die Republik österreich die zur Durch­
führung der Art. 38 bis 43 dieses Vertrages er­
forderlichen gesetzlichen Bestimmungen in an­
gemessener Frist zu erlassen hat. Der vorliegend<' 
Gesetzentwurf soll diese DurchführungsbeStim­
mungen treffen und das Recht der Wertpapier­
bereinigung, zu dem auch die §§ 45 und 46 des 
1. Staatsvertragsdurcl1führungsgesetzes zu zählen 
sind, an den Vermögensvertrag anpassen. 

Nach' Art. 13 des Vermögensvertrages ist 
- falls ein Vermögen nach diesem Vertrag 
übertragen werden könnte und vor Inkrafttretell 
dieses Vertrages veräußert worden ist - dem 
Begünstigten der Veräußerungserlös oder das an 
Stelle des veräußerten Vermögens angeschaffte 
Ersatzvermögen zu übertragen, soweit sich der 
Veräußerungserlös oder das Efsatzvermögen in 
der Verfügungsgewalt der Republik österreich 
befindet. Solche Ansprüche sind nicht nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes geltend zu 
machen. Dies gilt zum Beispiel, wenn eine Aktie 
von der Republik Österreich veräußert wurde 
und an deren Stelle ein Kaufpreis getreten ist. 
Wurde hingegen ein Wertpapier, das der Be­
reinigung oder einem Verfahren nach dem vor­
liegenden Gesetzentwurf unterliegt, eingelöst, 
zum Beispiel auf Grund einer Verlosung, so ist 
der Anspruch auf diesen Erlös nach den V or­
schriften dieses Bundesgesetzes zu verfolgen; das 
gleiche gilt für eingelöste Zins- und Dividenden­
scheine. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetz­
entwurfes ist folgendes zu bemerken: 

Zu § 1: 

Dieser Paragraph dient der Durchführung des 
Art. 38 des Vermögensvertrages. 

Bei der Bekanntgabe durch die verwahrenden 
Kreditunternehmungen handelt es sich nicht um 
die Neueröffnung des' Bereinigungsverfahrens, 
das hinsichtlich der bereinigten Stücke schon ab­
geschlossen ist (Abs. 5). Gegenstand des Ver­
fahrens ist nur die Klarstellung, inwieweit solche 
bereinigte Stücke einer deutschen physischen 
oder juristischen Person gehÖren (Abs. 3). Denn 
diese Feststellung ist die Grundlage für die 

üpertragung von Wertpapieren an deutsdle 
natürliche Personen im Sinne des Art. 43 eies 
Vermögensvertrages. Parteistellung in dieseih 
Verfahren hat daher nicht die inländische Kredit­
unternehmung, welche die Wertpapiere gemäß 
§ 5 Abs. 2 oder 3 des Wertpapierbereinigungs­
gesetzes angemeldet hat,' sondern die deutsche 
Person selbst. Ihr ist daher der Besdleid zuzu­
steJlen, sie kann gegen' den Bescheid Einspruch 
erheben und damit die Entscheidung des Han­
delsgerichtes Wien auslösen (Abs. 4). 

Dieses Verfahren ist nur bestimmt für Wert­
papiere, die beim Inkrafttreten des Vermögens~ 
vertrages schon be re i ni gt sind; für Wert­
papiere, deren Bereinigung noch anhängig ist 
oder die noch nicht zur Bereinigung angemeldet 
worden sind, sind §§ 2 f. anzuwenden (Abs. 5). 

,Für r ü c k g ef ü hr t e Stücke wird in § 5 ein 
eigenes Verfahren im Sinne des Art. 41 des Ver­
mögensvertrages eröffnet (Abs. 5). 

Zq §§ 2 und 3: 

Diese Paragraphen ersetzen die Bestimmungen 
des § 45 des 1. Staatsvertragsdurchführungs­
gesetzes (vgl. § 7 des Gesetzentwurfes). Weiters 
werden .in diese Paragraphen die Bestimmungen 
des Art. 39 des Vermögensvertrages aufge­
nommen und die zu ihrer Durchführung not­
wendigen Vorschriften erlassen. 

Zu § 4: 

Dieser Paragraph enthält die Bestimmungen, 
die auf Grund des Art. 40 des Vermögensver­
trages notwendig geworden sind. Sie betreffen 
nur inländische Pfandbriefe und Kommunal­
schuldverschreibungen, die vor dem 8. Mai 1945 
in österreich .ausgegeben worden sind. Das Ver­
fahren nach § 4 ersetzt nicht ein gerichtliches 
Kraftloserklärungsverfahren für verlorene 
Pfandbriefe und Kommunalschuldverschrerbun­
gen; es hat daher nicht die Wirkung eines Be­
reinigungsverfahrens. Aus diesem Grund ist die 
Anmeldung von Verluststücken ohne Nummern­
angabe (6. Gruppe des BereinigungsverfahrensL 
ausgeschlossen. Da Pfandbriefe und Kommunal­
schuldverschreibungen nicht in Girosammelver­
wahrung standen, kommt ihre, Anmeldung in 
der 7. Gruppe ebenfalls nicht in Betracht. 
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Die Prüfstelle VereInlgt bei diesem Verfahren 
die Funktionen der Anmeldestellen und der 
Prüfstelle. 

Zu § 5: 

Dieser Paragraph trifft die Bestimmungen für 
bereinigte rückgeführte Stücke gemäß Art. 41 
des Vermögensvertrages. Mit dem vorgesehenen 
Verfahren soll festgestellt werden, inwieweit 
solche Stücke deutschen physischen Personen ohne 
Rücksicht auf die übertragung auf Grund des 
Staatsvertrages zustünden. 

Zu § 6: 

Dieser Paragraph befaßt sich mit der Durch­
führung des Art. 42 des Vermögensvertrages, der 
nicht erloscheJ?e Auslandstitel betrifft. 

Zu § 7: 

§ 45 f. des 1. Staatsvertragsdurchführungsge­
setzes ist infolge der Auswirkungen des Ver­
mögensvertrages nicht mehr anzuwenden, sofern 
Wertpapiere in den Geltungshereich dieses Ver­
tra ges fallen. 

Zu § 8: 

Dieser Paragraph regelt die Rückvergütung 
von Anmeldegebühren an deutsche juristische 
Personen, auf Grund deren Anmeldung Wert­
papiere bereinigt wurden, die in das Eigentum 
der Republik Österreich übergegangen sind. 

Eine entsprechende Bestimmung wird auch für 
die Rückvergütung von Anmeldegebühren vor~ 
gesehen, die von deutschen physischen Personen 
entrichtet wurden, wenn ihnen die bereinigten 
Wertpapiere nicht übertragen werden. 

Zu § 9: 

. Gegenstand dieses Paragraphen sin:d die Ent­
schädigungsansprüche für Anteilsrechte verstaat­
lichter Unternehmungen. Auch diese können 
- soweit sich aus dem Vermögensvertrag nichts 
anderes ergibt (Art. 1 Abs. 2 lit. d) - deutschen 
physischen Personen übertragen werden. Es sind 
daher auch für diese Wertpapiere entsprechende 
Verfahrensvorschriften zu treffen. 

Zu § 10: 

Gemäß § 3 des W ertpa pierbereinigungsgesetzes 
wurde die österreichische Kontrollbank Aktien­
gesellschaft zur Prüfstelle bestellt. Diesem In­
stitut kommen auch hinsichtlich der Verwaltung 
der Reststücke gemäß § 19 Abs. 3 Wertpapier­
bereinigungsgesetz Funktionen zu. Es ist daher 
naheliegend, dieses Institut auch zur Prüfstelle 
für die Verfahren nach dem vorliegenden Ge­
setzen twurf' zu bestellen. 

Zu § 11: 

Dieser Paragraph enthält die Durchführungs­
vorschriften zu A1"t. 43 des Vermögensvertrages. 
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